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Ingrid Guentherodt 
Behördliche Sprachregelungen gegen und für eine sprachliche Gleich­
behandlung von Frauen und Männern.'~ 

Einleitung 

Gleichbehandlung bezogen auf Sprache? Bedeu­
tet nicht jede differenzierte Benennung von Perso­
nen in jeder Sprache Ungleichbehandlung? Was ist 
hier unter sprachlicher Ungleichbehandlung und 
sprachlicher Gleichbehandlung zu verstehen? Ge­
meint ist sprachliche Gleichbehandlung analog zur 
beruflichen Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen, wie sie die Richtlinie der Europäischen Ge­
meinschaften vom 9. Februar 1976 1 und Artikel 3 
unseres Grundgesetzes 2 fordern. Gemeint ist sprach­
liche Ungleichbehandlung als sprachliche Manifesta­
tion der Minderbewertung, der Benachteiligung und 
der Nichtbeachtung der Frauen in unserer Gesell­
schaft, als Manifestation im Sprachverhalten und im 
Sprachsystem. 

Verstehen wir sprachliche Ungleichbehandlung, 
bezogen auf Frauen und Männer, als Auswirkung ge­
sellschaftlicher Ungleichbehandlung, so ist anzuneh­
men, daß sich mit der Bewußtseins- und z.T. geset­
zesbedingten Verhaltensänderung der letzten hun­
dert Jahre auch die Lexik entscheidend ändern muß­
te. Ich denke hier beispielsweise an die Entwicklung 
von juristischen Begriffen wie viiterliche Gewalt und 
elterliche Gewalt, seit 1. Januar 1980 elterliche Sor­
ge, d.h. an die sprachliche Manifestation - auf der 
Ebene von Bedeutung und von Benennung - einer 
allmählichen Emanzipation der Mutter zum recht­
lich gleichwertigen Elternteil. Ich denke an sprach­
liche Asymmetrien 3 wie Mädchenname im Sinne 
von ,Geburts- und Familienname der Frau', aber 
nicht *Jungen-, sondern Mannesname für den Ge­
burtsnamen des Mannes. 

Diesen Aymmetrien und der Entwicklung von 
sprachlicher Ungleichbehandlung zu sprachlicher 
Gleichbehandlung bin ich speziell bei drei Arten von 
Texten nachgegangen: 1. Gesetze und Kommentare 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs, Buch 4: Familien­
recht; 2. Erlasse von Innenministerien zur Anrede 
Frau/Fräulein; 3. öffentliche Verzeichnisse von Be­
rufsbenennungen von statistischen Ämtern. Zu den 
jahrzehntelangen Bemühungen um soziale und impli­
zit sprachliche Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern sollen hier also exemplarisch einige Belege 
direkter und indirekter Sprachregelung von Justiz­
behörden, Ministerien und statistischen Ämtern 
untersucht werden. Aufschlußreich ist dabei u.a. 
deren Bemühen um geschlechtsneutrale Oberbegriffe 
zu Personenbenennungen. 

* Aus: Linguistische Berichte Nr. 69, Wiesbaden 1980, 
(Vieweg), S. 22 ff; mit freundlicher Genehmigung der Ver­
fasserin und des Verlags. 

Die hier untersuchten Belege zu sprachlicher Un­
gleichbehandlung lassen sich in fünf Untergruppen 
einteilen, die auf Personenbenennungen Bezug neh­
men. In der Reihenfolge der anschließenden Diskus­
sion: 
1. feste Syntagmen mit Adjektiven, die aus Perso­

nenbenennungen hergeleitet sind, z.B. väterliche 
bzw. elterliche Gewalt; 

2. feste Syntagmen, die Personenbenennungen ent­
halten, meist in Form eines Genitivs, z.B. Letzt­
entscheidung des Mannes; 

3. substantivische Wortbildungen, die eine Perso­
nenbenennung enthalten wie Miidchenname, 
Mannesname; 

4. das asymmetrische System der Anrede Frau, 
Friiulein/Herr und die darauf bezogenen fünf 
Sprachregelungen deutscher Innenminister von 
1937 bis 1972; 

5. maskuline, als geschlechtsneutral geltende Perso­
nenbenennungen, die mit er pronominalisiert 
werden, wie der Ehegatte ... er, der Auszubilden­
de ... er, der Kaufmann ... er. 
Belege zu diesen fünf Gruppen sind in Tabelle 1 

geordnet nach dem, wer genannt, gemeint, mitge­
meint oder auch nicht gemeint ist in bezug auf Per­
sonen weiblichen und männlichen Geschlechts. Zum 
Vergleich und zur Ergänzung der Belege aus juristi­
schen Texten (Belege unterstrichen) wurden auch 
einige Beispiele aus der Allgemeinsprache hinzuge­
fügt. Die Kategorien sind als Arbeitsgrundlage ge­
dacht und deshalb keineswegs vollständig oder voll­
zählig. 

Justizbehörden: sprachliche U ngleichbehand­
lung und Gleichbehandlung (Motive, Palandt, 
BGB bis 1980) 

' Mit dem 1. Januar 1980 trat das neue Sorgerecht 
m Kraft, das neue Recht der Personen- und Vermö­
genssorge von Eltern für ihre Kinder. Im Bütgerli­
chen Gesetzbuch (BGB) 4 wurde damit der bisher 
übliche Ausdruck elterliche Gewalt ersetzt durch 
den Ausdruck elterliche Sorge (BGB §§ 1626-
1698). Die Gesetzesreform ist einer Sprachregelung 
gleichzusetzen, an die sich alle Justizbehörden hal­
ten müssen. Auch die oben genannte Sprachregelung 
hat eine lange ent-, aber auch ermutigende Vorge­
schichte, eine Begriffsgeschichte, die von Sprach­
und Geschichtswissenschaftlern bisher weitgehend 
ignoriert wurde 5

. 

Ausgangspunkt für den heutigen juristischen Be­
griff elterliches Sorgerecht ist die patria potestas, die 
unbeschränkte Herrschaft des Vaters nach römi­
schem Recht, im preußischen Allgemeinen Land-
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Tabelle I Sprachliche Un-/Gleichbehandlung: Wandel von Bedeutung unJ Benennung 

Belege aus juristischen Texten (unter- Ungieichbehandlung (sozial, sprachlich) Gleichbehandlung (sprachlich) 
~tr1chcn) und aus der Allgemeinsprache 

faktisch: 9 ignoniert 
A B 

~ genannt d genannt 

d gemeint d gtmeint 

~ 9 d 1 
9 nicht gemeint 9 mirgcmcint 

Mensch Frau Mann 1 Mtnschen- Der kluge 
rechte Mann baut vor 
1789 

Kaufmann 
bis 1979 

Eltern Mutter Vater 

1 

tlculich< 1 Stadtvater 
Gewalt Vater des 
ab 1888/1900 Grundgesetzes 

altvaterlich 

Eheleute Ehe- Ehe- i Ehertame Ehegaue 

gattin gatte (= ,',fannesname) 
1 blS 1976 

eheliche1 

Gutt"echt 
(:11: ehemänn-

liches) 

bis 1957 

recht bis zum Inkrafttreten des ersten BGB im Jahre 
1900 väterliche Gewalt genannt. Dies bedeutete, 
daß allein der Vater, nicht die Mutter, das Recht auf 
Verwaltung und Nutznießung des Kindesvermögens 
hatte und auch die alleinige Entscheidungsgewalt bei 
der Personensorge, z.B. bei der Erziehung und Aus­
bildung der Kinder. ,,Eine der väterlichen Gewalt 
grundsätzlich gleichstehende mütterliche Gewalt ist 
dem gemeinen Rechte [ ... ] unbekannt" schrieben 
vor rund hundert Jahren die Juristen, die das erste 
BGB vorbereiteten (vgl. Motive Bd. IV, S. 733) 6

. 

Dennoch verwendeten sie nicht den gängigen Aus­
druck väterliche Gewalt, sondern zukunftsweisend 
elterliche Gewalt sowohl im Text des Entwurfs als 
in den sogenannten Motiven von 1888, der Recht­
fertigungsschrift zum ersten BGB-Entwurf. Bei die­
ser elterlichen Gewalt handelte es sich jedoch im 
Grunde um eine väterliche Gewalt, da fast aus­
schließlich von der elterlichen Gewalt des Vaters 
und nur in wenigen Ausnahmefällen, wie etwa beim 
Tod des Vaters, die Rede von der elterlichen Gewalt 
der Mutter war (Motive IV, S. 737). Ein Relikt der 
alten väterlichen Gewalt zeigt sich jedoch auch im 
BGB von 1980 etwa in den § § 1852, 1853 und 
1854, die jeweils mit Der Vater kann ... beginnen. 
Kein Paragraph des BGB beginnt m.W. mit Die Mut­
ter kann ... ! 

Elterliche Gewalt als vormundschaftliche Gewalt 
(Motive IV, S. 725) war also vor allem väterliche Ge­
walt. Wie konnte dies auch anders sein, wenn die 
Verfasser des ersten BGB-Entwurfs den Frauen zwar 
die Geschäftsfähigkeit nicht absprechen wollten, 
aber diese global für unfähig erklärten, Vormund zu 
werden (vgl. Motive § 1640). Eine dagegen gerichte­
te Petition des Allgemeinen deutschen Frauenver­
eins wurde von den Verfassern der Motive lediglich 
als Fußnote erwähnt (Motive IV, S. 1017). 

JX)tenticU: 9 abgewertet 

C 1 D E F 

d genannt 9 genannt <f gcnannt 9/d genannt 

dgemeint dnicht gemeint 
~ gemeint 9/dgcmcint 

9 nicht gcmeuit 9gcmeint 

Anrede: Anrede: 

1 H~ 
Frau 1 Menschen. 

I

Frau/Ht" 
Fräulem rc,·hu ab 1972 

1987 
1 

Frauensperson Kauffrau/ 
B<;B 1980 Kaufmann 

ab 1979 

l 

,awlich< 1 bemuttern 

~ 
heldt 

Gewalt Elternteile 
bis 1888/1900 

< 
0 

1,',fanne~n.ame Frauenname .1 Ehename Geburtsname 
Mddchtnnamt ab 1976 der Frau/ 

des Mannes 

Letzrtnrschei- Hausfrauenehe ehelichet 
1 

dung d. Votert bis 1977 Guttrruht 

1 

beide 

Entscheiduf1K1• Schlün,/- ab 1957 Eheteile 

~walr dtt ltfonnt1 1rwolt der Frau 

So sachlich und verständlich die Texte der Moti­
ve von 1888 im allgemeinen formuliert sind, so un­
sachlich und widersprüchlich ist der Text der Recht­
fertigung von § 1640 zur „Unfähigkeit der Frau", 
Vormund zu werden. Das Wort untauglich lehnten 
die Verfasser der Motive zwar explizit ab (Motive 
IV, S. 1066), Frauen waren wie die vor ihnen ge­
nannten Minderjährigen, Geisteskranken, Schuldner 
und Verbrecher nicht untauglich, Vormund zu sein, 
aber eben doch - man suchte „eine kurze, techni­
sche Bezeichnung" (Motive IV, S. 1066) - unfa'hig. 
Es hieß, und besser konnte man patriarchalisches 
Eigeninteresse nicht verschleiern, zur Begründung: 
,,Richtiger ist es vielmehr und gerade auch im Inter­
esse der Frauen geboten, dieselben mit der Pflicht 
zur Uebernahme öffentlicher Aemter und in diesem 
Sinne auch mit der Pflicht des Vormundschaftsdien­
stes zu verschonen." (Motive IV, S. 1067). 

Ähnlich verschont man heute noch Frauen mit 
der Mitarbeit in beruflichen und ._politischen Gre­
mien. Nur wird man heute an den Rand einer Ge­
schäftsordnung, einer Satzung oder auch eines 
Hochschulgesetzes kaum den Titel Unfa'higkeit der 
Frauen schreiben, wie es die Juristen 1888 in den 
Motiven zum § 1640 noch mit völlig reiner Weste 
tun konnten. Es mußten mehr als 70 Jahre verge­
hen, bis der 1888 eingeführte Begriff elterliche Ge­
walt auch tatsächlich ,elterlich' bedeutete und eine 
Vormundschaft meinte, an der beide, Vater und 
Mutter, dem Gesetzestext nach gleichwertig betei­
ligt waren. 

Daß die Bezeichnung elterliche Gewalt ab 1. Ja­
nuar 1980 durch elterliche Sorge ersetzt wurde, be­
zeugt auch einen positiven Bewußtseinswandel für 
das Verhältnis Eltern - Kinder. Aus dem väterli­
chen bzw. elterlichen Gewalthaber (noch in Pa­
landts BGB-Kommentar von 1967, S. 1241) wur-
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de der elterliche Sorgerechtsinhaber (vgl. Palandt 
1980, S. 1540) 7 . Sehr treffend scheint mir die in 
einem anderen Zusammenhang gemachte Beobach­
tung von Wolfgang Kilian: ,,Rechtsbegriffe wer­
den also verstanden als Argumentationsrahmen für 
die Austragung gesellschaftlich bedingter rechtlicher 
Konflikte. Wenn sich die Konflikte ändern, müssen 
sich auch die Begründungselemente innerhalb der 
Rechtsbegriffe ändern. " 8 

Mit dem juristischen Begriff der elterlichen, bis 
vor kurzem jedoch dem Inhalt nach noch viiterli­
chen Gewalt, hängt die Bezeichnung Alleinbestim­
mungsrecht des Mannes bzw. des Vaters zusammen. 
Dazu heißt es in den Motiven von 1888: ,,Es ent­
spricht der natürlichen Ordnung der Verhältnisse, 
daß die Entscheidung in allen das gemeinschaftliche 
eheliche Leben betreffenden Angelegenheiten bei 
Meinungsverschiedenheiten dem Ehemann zusteht." 
(Motive IV, S. 105). 

Seit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes 
von 1959 ist § 1628 zum Entscheidungsrecht des 
Vaters zwar nichtig, doch erst 1979 trat eine Neu­
formulierung als Gesetz in Kraft. Der bis dahin im 
BGB-Kommentar abgedruckte § 1628 lautete: 
,,Können sich die Eltern nicht einigen, so entschei­
det der Vater; er hat auf die Auffassung der Mutter 
Rücksicht zu nehmen." Dieses Entscheidungsrecht 
des Vaters sowie das schon 19 5 7 aufgehobene ehe­
miinnliche Entscheidungsrecht (BGB § 1354 alte 
Fassung) hatten zahlreiche Synonyme wie Letztent­
scheidungsrecht bzw. Entscheidungsgewalt des Man­
nes, ehemiinnliches Entscheidungs- oder Bestim­
mungsrecht, Alleinentscheidungsrecht und Stich­
entscheid des Mannes oder väterlicher Stichent­
scheid, ein deutliches Zeichen also, daß der Begriff 
aus der Fach- in die Alltagssprache übernommen 
und offensichtlich eifrig gebraucht wurde. Und das 
nicht zufällig, legitimiert er doch jede Machtaus­
übung der Ehemänner und Väter innerhalb der Fa­
milie. Daß bei diesen Synonymen auch Euphemis­
men vorkommen wie die in diesem Kontext völlig 
irreführende Bezeichnung Stichentscheid des Man­
nes, - denn was hatte das männliche Vorrecht in 
der Familie mit den Regeln demokratischer Gre­
mienarbeit zu tun? - ist auch nicht verwunderlich. 
Je mehr Nichtpri11ilegierte im Unklaren über ihre 
Rechte bzw. ihre Rechtlosigkeit gelassen werden, 
umso besser für die Privilegierten. Im Kommentar 
zum Gleichberechtigungsgesetz (19 58) nennt Hilde­
gard Krüger Stichentscheid des Mannes deshalb 
eine „Sprach-Lüge" 9 . 

Ebenso verschleiernd wie die eher umgangssprach­
liche Bezeichnung Stichentscheid des Mannes waren 
die juristischen Fachtermini eheliches Güterrecht, 
allgemeine Gütergemeinschaft und Verwaltungsge­
meinschaft in den frühen BGB und ihren Kommen­
taren, denn nicht etwa beide Eheleute, sondern nur 
der Mann hatte das Recht, sein Vermögen und das 
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Aus: Für Sie, 1955 

seiner Frau zu verwalten und ganz nach seinem Be­
lieben darüber zu verfügen. Es handelte sich also 
nicht um ein gemeinschaftliches oder eheliches, son­
dern um ein ehemännliches Güterrecht, ein ehe­
männliches Verwaltungs- und Nutznießungsrecht. 
Man muß bei der Benennung eheliche Gütergemein­
schaft und eheliches Güterrecht also genau nach der 
Zeit des Gesetzeskontextes fragen, um deren Bedeu­
tung richtig einzuschätzen. Heute nach der Reform 
des Ehe- und Familienrechts bedeutet der juristische 
Begriff eheliche Gütergemeinschaft im BGB wirklich 
,ehelich und wirklich ,-gemeinschaft' 10 . 

Als Gegengewicht zur Entscheidungsgewalt des 
Mannes mit der Betonung auf -gewalt im Sinne von 
Vorrecht wird - wahrscheinlich auch zum Trost für 
die übertölpelte Ehefrau - schon in den Motiven 
von 1888 die Bedeutung der Schlüsselgewalt der 
Frau (BGB § 1357) hervorgehoben. Auch Schlüssel­
gewalt, die Vertretungsmacht der Frau für Geschäfte 
des Haushalts, ist ein typischer Euphemismus, eine 
künstliche Aufwertung des Rechtes der Hausfrau auf 
Haushaltsgeld. Denn viel mehr bedeutete Schlüssel­
gewalt trotz seiner zweiten imponierenden Wort­
komponente -gewalt nicht. Zu Schlüsselgewalt der 
Frau liegen jedoch m.W. keine Synonyme vor. 

Auch der vorausgehende Paragraph, der bis 1977 
im BGB die Hausfrauenehe als Nor~ gesetzlich fest­
legte (BGB § 1356), wurde eigentlich erst im Nach­
hinein, d.h. durch die Diskussionen über die Geset­
zesreform, in der Alltagssprache vorübergehend als 
Hausfrauenparagraph bekannt. Ohne Einschränkung 
schrieben u.a. 1967 und 1976 die BGB-Kommenta­
toren von der „ureigensten Tätigkeit der Frau, der 
Haushaltsführung" (Palandt 1967, S. 1115) und 
,,Der Haushalt ist nach I der natürliche Wirkungsbe­
reich der Ehefrau" (Palandt 1976, S. 1273). 

Das ungleiche Wortpaar Miidchenname und Man­
nesname (nicht *Jungenname) für den Geburtsna­
men der Frau und des Mannes, eine weitere sprach­
liche Asymmetrie zuungunsten der Frauen, wird 
auch heute noch im Palandt-Kommentar des BGB 
( 1980) häufig verwendet ( vgl. S. 1253, 1255, 1256 ). 
Auch hier ist die Asymmetrie bedingt durch Gesetze 

maritthiede
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und soziale Verhältnisse. Der Familienname eines 
Ehepaares wurde bis 1976 immer der Mannesname 
(BGB § 1355). Warum aber die Bezeichnung Miid­
chen- und nicht Frauenname? 

Eine mögliche Erklärung scheint mir die Tatsa­
che, daß u.a. nach dem Allgemeinen Landrecht für 
die Preußischen Staaten 11 bis 1900 jede Frau, unab­
hängig von ihrem Alter, der väterlichen Gewalt un­
terstand, bis sie heiratete. Sie blieb die unmündige 
Tochter, bis ein Ehemann die absolute soziale Kon­
trolle über sie übernahm. Diese Vormundschaft des 
Vaters über die Tochter nannte sich Geschlechts­
tutel, eine Bezeichnung übrigens, die zu einer Wort­
kategorie gehört, für die in meiner Tabelle 1 nicht 
vorgesorgt ist. Hier ist nämlich ausnahmsweise mit 
dem Oberbegriff ( ,Geschlecht') nicht die männliche 
Seite gemeint, sondern die weibliche, die Töchter. 
Mit dem historischen Ballast der Geschlechtstutel 
können wir auch heute noch Verhaltensmuster wie 
die der totalen Tochter in Zusammenhang bringen, 
eine Wortschöpfung (bzw. Analogiebildung nach 
engl. total woman?) von Hanna-Renate Laurien, 
die damit die sich für die Pflege ihrer alten Eltern 
aufopfernde Tochter meinte (Rede vom 12.1.1980 
in Mainz). 

Zurück zum Namensrecht. Bis Juli 1976 lautete 
BGB § 1355 noch: ,,Der Ehe- und Familienname ist 
der Name des Mannes." Das neue Namensrecht von 
1976 hat aus der Sprachlüge Ehename, der ja ur­
sprünglich nichts mit ehelicher Partnerschaft zu tun 
hatte und nur den Mann begünstigte, eine Bezeich­
nung gemacht, die mehr bedeutet als ,Mannesname'. 
Doch auch heute ist § 1355 durch seinen letzten 
Satz noch immer nicht verfassungsgemäß, d.h. ge­
mäß dem Gleichberechtigungsgebot unserer Verfas­
sung, wenn es heißt: ,,Treffen sie keine Bestim­
mung, so ist Ehename der Geburtsname des Man­
nes." Da aber der neue § 1355 in seinem ersten-Satz 
festsetzt, daß die Ehegatten zum Ehenamen „den 
Geburtsnamen des Mannes oder den Geburtsnamen 
der Frau" bestimmen können, wurde die schlimme 
Ideologie des männlichen Stammhalters und Na­
mensträgers zumindest etwas geschwächt. 

Wie sehr sich einige männliche Juristen noch vor 
dreißig Jahren beim Juristentag 19 50 gegen den Ab­
bau dieses männlichen Privilegs im Namensrecht 
sträubten und sich in ihrer männlichen Eitelkeit ge­
kränkt fühlten, beschreibt recht anschaulich die ehe­
malige Bundesverfassungsrichterin Erna Scheffler. 
Ihrem Bericht nach sollen jedoch 19 50 auch J uri­
stinnen gegen die Änderung des Namensrechts im 
Sinne des Gleichberechtigungsgebots unserer Verfas­
sung gewesen sein, ,,zumal unverkennbar die große 
Masse der Frauen sehr bereitwillig den Namen wech­
selt" 11 a_ Der neue Name, der Name des Mannes, 
brachte und bringt offensichtlich auch heute noch 
der Frau mehr Prestige als ihr Miidchenname. 

Sollte das nicht auch die Denkweise derjenigen 
Frauen erklären, die auf der Verwendung der mas-
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kulinen Form von Amts- und Berufsbenennungen 
für ihre eigene Person bestehen? Warum wohl lehnen 
Frauen die movierte, d.h. weibliche Form ab und 
beharren darauf, nicht Professorin oder Kultusmini­
sterin, sondern Professor und Kultusminister zu 
sein? Bringt der männliche Titel den Glanz des Privi­
legierten oder ist dies ein Signal, daß sich diese 
Frauen mit den übrigen Negern, Juden, Verzeihung, 
mit den übrigen Frauen weder identifizieren noch 
solidarisieren wollen bzw. dürfen? Viele Männer 
scheinen dies gutzuheißen. Nicht ohne Grund. Die­
ses Sprachverhalten von Frauen kann von männli­
cher Seite u.a. als Rechtfertigung dafür mißbraucht 
werden, daß in Stellenausschreibungen der sprach­
lich explizite Appell an Frauen überflüssig sei. Ob 
sich die hier gemeinten Frauen auch darüber im Kla­
ren sind? 

Zusammenfassend mit Hinweis auf Tabelle 1 
können wir feststellen, daß sich, bedingt vor allem 
durch die hart erkämpften Gesetzesreformen, eini­
ges in der Sprache der Justizbehörden hin zur 
sprachlichen Gleichbehandlung entwickelt hat. Die­
se sprachliche Entwicklung müßte jedoch sehr viel 
genauer untersucht werden u.a. mit dem Ziel, in den 
bisherigen und heutigen Gesetzestexten des BGB die 
Kontexte und die Brauchbarkeit geschlechtsneutra­
ler Personenbenennungen zu überprüfen und zu be­
schreiben. Hier eine Auswahl solcher Personenbe­
nennungen vor allem aus dem Familienrecht ver­
schiedener Fassungen des BGB und aus deren Kom­
mentaren: 

Tabelle 2 Lcschkchlllneutr"k Pcr~ncnbcncnnunt(cn JU~ JUibl1schcn Tc~1cn. 

l. (jc)chkd11l111cul1JI 111 ~ini,;uLlr und l'h,u.11 

1 1 Ncutr.a. Mw1cJe/ (da:,,/JcrJ, l/uud.111J, Muxl1t'J 
l.2 M,ukuhn,. MunJd (dt'rfda:,,J, 1Jewa11d. AbAommllng, Vurnumd, Cegen• und 

M1tWJrn11mJ, H1trn1e1I, :uhuld,gcr fr1I 

1.) Femtnma: Pusonlu:hkt1t. Perwn {vgl dagegen M,luarperron und Frauensperson) 

2. Geschlccht~ncutr.il nur un Plur.i.1•· 

2.1 .tlb AJJck11vcn. Anxehongt: /Jedwjl,Xt'. Mmder-, VollJahnge, LJ,itcrholhµ/lttht1ge, 
Gescha/rrunfa/Jigt, Nich1scht,du,igswilhge 

2.2 JUS 1'-.ar11z1p1cn de~ Pl.i~c:n,. An•, ,lhwf'H'fldc•. ,lm.'rl,,en,i(ndt, Ar1nthmtndt, J:.'ht• 

llhl1(J$e11d(. Vatraxu, h/1(Jjc11Jt'. ltmlll:rmlc 

2.) aus P.tr11z1pn.:n 1.k:, Perlclb. bt:ruj,•,,r. btti:1/IJ(U, l:,ntmund&gte, GtoteJ.Xestortc, 

Unurhaltibert,:ht,gte, Verlobte, i-end,.,.,•axatt, Verwa11dtt, Vtrpjluhtttt 

d. h. 1m Smgut.u n1t:hl gesdllcchtSnt!uUal, z B t111e Angthor&ge 

Bemerkenswert ist hier u.a. die große Zahl der 
offensichtlich brauchbaren substantivierten Partizi­
pien sowie die Verwendung von Mündel als Maskuli­
num, die sehr frühe Einführung der geschlechts- und 
wertneutralen Bezeichnung Elternteil (schon im er­
sten BGB-Entwurf von 1888) und im Zusammen­
hang mit Person die beharrliche Beibehaltung der 
weder geschlechts- noch wertneutralen Bezeichnung 
Frauensperson bis in die § § 825 und 84 7 des heuti­
gen BGB, wogegen Militiirperson inzwischen durch 
die Benennung Soldat ersetzt wurde 12 . 
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Ministerien: sprachliche Ungleichbehandlung 
und Gleichbehandlung (Innenministerien zur 
behördlichen Anrede Frau) 

Im System der deutschen Anredeformen liegen 
ähnliche Asymmetrien vor wie bei dem Wort-Trio 
Mannesname/Miidchen- und Frauenname (vgl. Ta­
belle 1). Die Anrede Fräulein, vertraulicher, mögli­
cherweise „ritterlicher", doch immer auch herablas­
sender und bevormundender als die Anrede Frau, 
hat kein Äquivalent auf der männlichen Seite. Zur 
Problematik der Anrede Frau/Fräulein haben sich 
deutsche Innenminister zwischen 1937 und 1972 
insgesamt fünfmal in ministeriellen Erlassen geäu­
ßert. Warum wohl dieser Aufwand? Es wäre ein loh­
nendes Projekt zu untersuchen, welche Schulbücher 
über diesen Eifer unserer Innenminister berichten 1 

Ging es ihnen in der Nazi-Zeit um Gleichbehand­
lung? Wohl kaum. Im Jahre 1937 wies der Reichs­
innenminister unter Personenstandsangelegenheiten 
die Behörden an, ·bei unverheirateten Müttern eines 
unehelichen Kindes im amtlichen Verkehr nur dann 
die Anrede Frau zu verwenden (sonst natürlich die 
Anrede Fräulein!), wenn die „uneheliche Mutter" 
vor der Polizeibehörde ihres Wohnsitzes eine Erklä­
rung dazu abgegeben hatte. Auf die Erklärung hin 
bekam sie auf Antrag eine Bescheinigung, daß sie 
die Bezeichnung Frau führen durfte. Änderte sie 
aber ihren Wohnsitz, so mußte sie den Antrag noch 
einmal stellen (RMBliV 1937 Nr. 22) 13 . Ende 1937 
wurde diese Anweisung des Innenministers auf un­
verheiratete Frauen mit Adoptivkindern ausgedehnt 
(RMBliV 1937 Nr. 50). Im Erlaß vom 4. Juli 1940 
wurde die Anweisung, daß bei Wohnsitzwechsel ein 
neuer Antrag nötig war, aufgehoben (RMBliV 1940 
Nr. 28). Im Krieg begann man sich dann für soge­
nannte Brautkinder zu interessieren und erweiterte 
1941 die Erlaubnis, die Bezeichnung Frau zu führen, 
auf die Bräute, deren Verlobter im Einsatz „uner­
wartet gestorben" war - alles jedoch immer auf 
Antrag (RMBliV 1941 Nr. 27). 

Erst zehn Jahre nach dem zweiten Weltkrieg hob 
Bundesinnenminister Dr. Schröder durch einen Er­
laß zur Führung der Bezeichnung Frau die Nazi­
Sprachregelung auf und wies die Behörden 1955 an, 
,,unverheiratete weibliche Personen auch im amtli­
chen Verkehr mit „Frau" anzureden, wenn sie dies 
wünschen" - ein Antrag sei nicht erforderlich 
(GMBI. 1955 Nr. 6) 14 . 

Auf Drängen von Frauenverbänden kam es 1972 
diesbezüglich zu dem letzten Erlaß des Bundesinnen­
ministeriums (BMI), der die Behörden anwies, im 
Schriftverkehr grundsätzlich bei allen weiblichen Er­
wachsenen die Anrede Frau zu verwenden, und 
Fräulein nur dann, ,,wenn dies von der Angespro­
chenen gewünscht wird" (GMBI. 1972 Nr. 7). 

Wie der BMI-Erlaß von 1955 gibt auch dieser 
letzte BMI-Erlaß von 1972 zur Anrede Frau/Fräu­
lein Gründe zu der Sprachregelung an: die Bezeich­
nung Frau als Anrede sei „weder eine Personen-
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standsbezeichnung noch ein Teil des Namens noch 
ein Titel, der verliehen werden müßte oder könnte". 
Sie sei auch nicht gleichbedeutend mit Ehefrau. Dar­
aus schließt dann der Erlaß von 1972: ,,Die Anrede­
form weiblicher Erwachsener im Sprachgebrauch 
der Behörden ist daher keine Rechtsfrage." (GMBl. 
1972 Nr. 7). Außerdem nennt das BMI 1972 die 
Gleichstellung von Mann und Frau und die Gleich­
behandlung als Rechtfertigung dafür, bei Frauen 
nicht „anders zu verfahren als es bei männlichen Er­
wachsenen seit jeher üblich ist". 

Die sprachliche Gleichbehandlung bei der Anrede 
Frau/Herr als Norm war also de iure 1972 erreicht 
(vgl. dagegen die Bemühungen der Bibliothekarin 
Rechenberg, die gerichtlich die Anrede Dame for­
dert; dazu u.a. in Die Zeit vom 8.2.1980). Zu fragen 
wäre, inwieweit Männer auch heute noch wie im 
Dritten Reich nur sozusagen „auf Antrag" unverhei­
ratete und/oder junge Frauen mit der Anrede Frau 
,,beehren". Ein Thema für die Sozialpsychologie. -
Weitere Sprachregelungen von Ministerien werden 
im Zusammenhang mit Berufsbenennungen in Teil 3 
erörtert. 

Statistische Ämter: sprachliche Ungleichbe­
handlung und Gleichbehandlung (Klassifizie­
rung der Berufe durch das Statistische Bun­
desamt) 

Wie beim Namensrecht und der Anrede kommen 
auch bei Amts- und Berufsbenennungen Identifika­
tionsbedürfnisse der Betroffenen zum Tragen. Walter 
Henzen meinte 1965, die Movierung von Berufsbe­
zeichungen und Amtstiteln sei kein Problem, ,,so­
fern nur das zartere Geschlecht es selbst wünscht" 15 . 

Daß die Frauen auch heute sich nicht darüber eini­
gen können, ob moviert (die) Ministerin oder nicht­
moviert (der) Minister, wurde schon erwähnt. Von 
männlicher Seite in Behörden scheine es mancher­
orts sehr viel weniger Uneinigkeit gegeben zu haben. 

So heißt es im Vorwort zur Klassifizierung der 
Berufe des Statistischen Bundesamtes (SBA) von 
197 5: ,,In der gesamten Systematik-wurde wie bis­
her grundsätzlich die männliche Form für Berufsbe­
nennungen gewählt. Nur für Berufe, die so gut wie 
ausschließlich von weiblichen Personen ausgeübt 
werden, wurde die weibliche Form aufgeführt (z.B. 
Putzmacherin). Wenn die männliche Form der Be­
rufsbenennung eine andere Bedeutung hat als die 
weibliche und daher anders einzuordnen ist (z.B. Se­
kretär und Sekretärin), wurden beide Formen aufge­
nommen. Wo es der Deutlichkeit wegen zur Vermei­
dung von Verwechslungen zweckmäßig erschien, er­
hielten Berufsbenennungen erläuternde Zusätze in 
Klammern." 16 Demnach ist für das SBA die männ­
liche Berufsbezeichnung geschlechtsneutral und die 
Norm. Was aber bedeutet für die Verwendung der 
weiblichen Form als Abweichung von dieser Norm 
,,so gut wie ausschließlich"? Wann, bei welchem An­
teil von Frauen werden Frauen nennenswert? 
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Den Verantwortlichen des SBA war offensicht­
lich nicht klar, daß durch diese Sprachregelung 
Frauen deutlich benachteiligt werden und daß diese 
Regelung folglich verfassungswidrig ist. Durch diese 
Sprachregelung werden Bearbeiter/innen der Volks­
und Berufszählungen angewiesen, daß bestimmte 
Berufe als geschlechtsspezifisch zu gelten haben. Un­
ter den Verbandssekretären hat eben keine Frau zu 
sein. Wenn ja, wird sie sprachlich ignoriert. Sekretä­
rin kann dem Geschlecht nach nur ,Stenotypistin' 
und nicht etwa ,Gewerkschaftssekretärin' bedeuten. 
Deshalb die Kennziffer 782. 

Auch hier tragen Frauen, die als Verbandssekre­
tärinnen darauf bestehen, Sekretiir genannt zu wer­
den, dazu bei, eine Sprachideologie männlicher 
Überheblichkeit zu tradieren, wenn sie so tun, als ob 
gerade Sekretär nicht polysem sein könnte, wo doch 
z.B. die mehrdeutige Benennung Kaufmann für den 
Mann in dem kleinen Laden an der Ecke paßt und 
auch für jemanden in der Chefetage einer Hambur­
ger Bank (vgl. dagegen Sekreträr/in im Wörterbuch 
von Fritz Molle 17 ). 

Selbstverständlich interessiert die Frage, ob Mo­
vierung die einzige sprachliche Möglichkeit ist, 
Frauen eindeutig einzubeziehen, oder ob es nicht 
doch echte geschlechtsneutrale Personenbenennun­
gen gibt, hier also speziell Berufsbezeichnungen als 
Teil der Sprache der Arbeitswelt. Zu dieser Frage 
möchte ich wie bei der Sprache der Justiz aus der 
Sprache der Statistik exemplarisch einige ge­
sch lech tsneu trale Personenbenennungen angeben, 
die ich in den Veröffentlichungen statistischer Äm­
ter, hier vor allem des Statistischen Landesamtes 
von Rheinland-Pfalz 18 gefunden habe. 
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Arten von Berufsbenennungen bearbeitet: 1. Wort­
bildungen auf -Jrau und auf -mann; 2. movierte For­
men mit und ohne Klammer (die Schreibform 
Schneider/in verwendet das SBA 1975 nicht); 3. 
nach Geschlecht getrennte Doppelnennungen gleich­
bedeutender und 4. nicht-gleichbedeutender Berufs­
benennungen wie Koch/Köchin, Sekretärin und Se­
kretär (s.o.). 

Hier noch kurz einige Angaben zur Systematik 
des SBA in der Ausgabe 1975 der Klassifizierung der 
Berufe. Die rund 20 000 Berufsbenennungen, die 
bei der Volks- und Berufszählung vor zehn Jahren 
als Antwort auf den Fragebögen zu erwarten waren, 
also auch alle Synonyme, sind iif folgende sechs gro­
ße Berufsbereiche eingeteilt: I. Pflanzenbauer, Tier­
züchter, Fischereiberufe; II. Bergleute, Mineralge­
winner; lll. Fertigungsberufe; IV. Technische Beru­
fe; V. Dienstleistungsberufe; VI. Sonstige Arbeits­
kräfte. Bei der Klassifizierung gelten als Basiseinhei­
ten 328 Berufsordnungen mit dreistelligen arabi­
schen Kennzahlen, denen wiederum 1642 Berufs­
klassen mit vierstelligen Kennzahlen untergeordnet 
sind. In den zusammenfassenden Kategorien werden 
Berufsbenennungen nur als Kollektiva und im Plural 
genannt wie beispielsweise Landwirte, Bergleute. 
Erst im eigentlichen systematischen Verzeichnis 
werden die darunter aufgeführten Berufsbenennun­
gen in der Singularform genannt. Dies ist zwar für 
die große Masse der Berufsbenennungen auf -er wie 
Schneider, Biicker sprachlich nicht relevant, da de­
ren Formen im Singular und Plural identisch sind, 
jedoch wichtig für Wortbildungen auf -mann mit 
dem Plural -leute. Die in der Systematik aufgeführ­
ten Berufsbenennungen im Singular habe ich auf die 
oben genannten vier Erscheinungen untersucht. 

Tabelle 3 Geschlcchtsncutralc l'ersoncnbcncnnungcn aus Tcxlcn der S1a11,11k: 

1. Geschlechtsneutral in Smgular und Plural: 

1.1 Neutra: Haushaltsmitglied 
1.2 Maskulina: Lehrling (im Berufsbildungsgesetz vom 14.8.J 969 ersetzt durch Auszubil­

dende/r), Anlernling 
1.3 Feminina: Person, Erwerbsperson (nach 1961 Erwerbstatige/r), Hilfs-, Arbeits-, 

Nachwuchs-, Bürokraft 

2. Geschlechtsneutral nur im Plural (vgl. Tabelle 2): 

2.1 aus Adjektiven: Abhangige, Selbstimdige, Erwerbsttitige, mithelfende Fami/ienangeho­
rige, Erwerbslose, Geistliche, Ordensangehorige, Berufstatige 

2.2 aus Partizipien des Präsens: Auszubildende, Studierende, Hausgewerbetreibende, 
Gewerbetreibende 

2.3 aus Partizipien des Perfekts: Angestellte, Hausangestellte, Beamte, Beschäftigte, 
Teilzeit beschäftigte. Strafgefangene 

Auch hier ist wie in Tabelle 2 die große Zahl von 
substantivierten Partizipien bemerkenswert, die sich 
wie substantivierte Adjektive offensichtlich als ge­
schlechtsneutrale Oberbegriffe zu Personenbenen­
nungen eignen. 

Als Teiluntersuchung sprachlicher Ungleichbe­
handlung bzw. Gleichbehandlung in der Klassifizie­
rung der Berufe des Statistischen Bundesamtes (Aus­
gabe 197 5, vgl. Anm. 16) habe ich vorerst folgende 

Wie zu erwarten, ist die Belegzahl zu Berufsbe­
nennungen auf -frau und auf -mann je nach Berufs­
gruppe sehr verschieden. So sind die Komposita auf 
-mann mit über 50 Belegen vor allem beim Bergbau 
und bei der Mineralgewinnung sehr zahlreich, wäh­
rend Komposita auf -Jrau hier gar nicht auftauchen. 

Sehr viele movierte Formen ohne maskuline Ent­
sprechungen treten jedoch bei den Fertigungsberu­
fen vor allem im Textilbereich auf, während dort die 
Zahl der Komposita auf -mann und auf -frau nicht 
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nennenswert ist. In den Fertigungsberufen werden 
für Textil- und Nahrungsberufe auch die ersten Be­
lege genannt, die mit oder ohne Klammer in der_mo­
vierten Form eine sprachliche Gleichbehandlung 
teilweise oder ganz realisieren wie Damenschnei­
der(in) und Modist(in) einerseits (S. 103-107) und 
Koch/ Köchin, Küchenjunge/ Küchenmiidchen ande­
rerseits. 

Auch nach der männerorientierten Sprachideolo­
gie des SBA ( 1975) ist die Klammer jedoch bei Da­
menschneider(in) nicht korrekt, denn in der Damen­
schneiderei betrug der Frauenanteil zu dieser Zeit 
etwa 98 Prozent 19 , also ein Beruf, der „so gut wie 
ausschließlich von weiblichen Personen ausgeübt 
wurde (vgl. Anm. 16). Hier müßte also nach der 
SBA-Sprachideologie nur die weibliche Form ste­
hen, d.h. die movierte Form ohne Klammer: Da-

w'l ~ ,.., ~~ ~ )c ~ 
menschneiderin.~ , r ~ j 

~ WJ ~ ~ t? ~ _, _;:,, 
Bei den technischen Berufen werden jedoch gar 

keine Komposita auf -Jrau genannt, aber runde 
zwanzig Belege auf -mann, darunter über zehn Kom-

posi<rn'D"G ij ® ~ ~ 
In dem großen Bereich der Dienstleistungsberufe 

gibt es in den Berufsgruppen Handel, Verkehr, Ver­
waltung und Sicherheit mit den Kennzahlen 68 bis 
81 über hundert Belege für Komposit.a auf -mann, 
vor allem Kauf-, -fach- und auch hier wieder -amt­
mann. Dagegen fanden sich in diesen Berufsgruppen 
nur rund zehn Komposita auf -frau, die hier genannt 
werden sollen, da sie als sprachliche Manifestation 
beruflicher Ungleichbehandlung ( und als Gegenpart 
zu Kauf-, Fach- und Amtmann) deutlichster Beleg 
sind. Genannt werden hier: Abort-, Bade-, Blumen-, 
Boten-, Garderoben-, Leichen-, Zeitungsfrau sowie 
weitere Varianten zu diesen Berufsbenennungen für 
Frauen wie Kleiderfrau, Kleiderablagefrau, Rotun­
denfrau und Totenfrau, für die es im Verzeichnis des 
SBA in keinem Fall eine genaue Äquivalenz der Be­
nennungsform auf männlicher Seite gibt. Einen 
*Abortmann oder einen *Totenmann gibt es in der 
deutschen Sprache offenbar nicht, wohl aber das 
Wortpaar Toilettenfrau und Toilettenmann bzw. 

Bei den Organisations-, Verwaltungs- und Büro­
berufen (Kennzahlen 75 bis 78) befinden sich viele 
movierte Formen, so u.a. die zahlreichen Wortbil-
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dungen auf -sekretiirin. Hier wird nun auch die 
schon oben diskutierte SBA-Sprachregelung wirk­
sam. Getrennt aufgelistet werden einerseits Sekre­
tiir unter Verbands/eitern, Funktioniiren mit der 
Kennzahl 763 und unter Bürofachkro:fte mit der 
Kennzahl 781, Sekretiirin jedoch ausschließlich un­
ter 782, der Kennzahl für Stenotypisten, Stenogra­
phen und Maschinenschreiber (sie!). Bei der Angabe 
Sekretiirin im Sinne von ,Gewerkschaftssekretärin' 
kann es sich, wie oben schon erwähnt, laut Sprach­
ideologie des SBA in einem Fragebogen der Volks­
zählung also nur um eine Stenotypistin handeln, bei 
Sekretiir jedoch nur um einen Verbandssekretär 
bzw. um eine Bürofachkraft. 

f:l'AAr8tt~~ 
Daß diese verfassungswidrige Sprachregelung 

dringend einer Reform bedarf, sollte nicht nur vom 
SBA, sondern auch von der Bundesanstalt für Arbeit 
in ürnberg gefordert werden, die in ihr.er Berufsbe­
ratungszeitschrift UNI 1979 Nr. 10 (S. 10) in einem 
Artikel über den DGB in der höheren Hierarchie die 
Zahl der Sekretiire und in der niederen die Zahl der 
Sekretiirinnen und Kraftfahrer nannte. 

,~~~ ~~~~,e w ~ ~,J-L'mu1~~i 

Unter den im Systematischen Verzeichnis an­
schließend aufgeführten Berufsabschnitten der 
Künstler-, Gesundheitsdienst-, Sozial- und Erzie­
hungsberufe (Kennzahl 82 bis 89) treten Komposita 
auf -mann/-frau selten auf, dafür mit rund 40 Bele­
gen bei den Gesundheitsdienstberufen Komposita 
auf -schwester und mit zwölf Belegen Wortpaare auf 
-schwester/-pfleger mit der erst kürzlich zugunsten 
der Männer eingeführten Berufsbenennung. Man 
könnte also fragen, wie klein muß der Anteil männ­
licher Erwerbspersonen sein, um explizit genannt zu 
werden! Die Zahl der Entsprechungen männlich/ 
weiblich ist jedoch allgemein in diesen drei Berufs­
abschnitten höher als in den vorher genannten, von 
Wortpaaren wie Souffleur/Souffleuse 'über Herbergs­
mutter/-vater bis hin zu Vikar/Vikarin. 

8~tl~i t~ 
Das Ungleichgewicht zeigt sich jedoch sprachlich 

wieder besonders stark in den im Verzeichnis zuletzt 
aufgeführten Berufsgruppen Körperpfleger, Giiste­
betreuer, Hauswirtschaftliche und Reinigungsberufe, 
wo bekanntlich der Frauenanteil sehr hoch ist. (Ob 
die Statistiker diese Berufsgruppen aus diesem 
Grund an den Schluß der Systematik gestellt haben? 
Die Frage wird nicht unberechtigt sein.) 

~Jt~A~tAti!~ 
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In der Berufsgruppe der Reinigungsberufe finden 
sich drei Komposita auf -mann, jedoch fünfzehn au( 
-Jrau. Für -mann sind es die Komposita Schleuder­
mann, Waschmann und Tankvormann, also selbst 
hier in der Gruppe der Reinigungsberufe eine männ­
liche Berufsbenennung mit P~estigeanspruch. Für die 
Seite der Frauen sind es 15 Varianten für Abwasch­
frau und Reinemachefrau 20 . Symptomatisch für die­
se Berufsgrup·pe ist auch die Häufigkeit der Kompo­
sita auf -mädchen mit rund 30 Belegen sowie Kom­
posita auf -tochter, -fräulein und -mamsell, alles 
Wortbildungen, die das Abhängig-Unmündige dieser 
Tätigkeitsbereiche und Personen sprachlich explizit 
machen. In hauswirtschaftlichen Berufen sind es elf 
und im Reinigungsbereich 
-mädchen. Auch hier gibt 

weitere neun Belege auf 
es nur selten männliche 
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posita auf -frau gerade in den Berufsgruppen zu fin­
den, die traditionell das niedrigste Sozialprestige 
aufweisen. Was bietet sich als Mittel an, um wenig­
stens eine Annäherung an sprachliche Gleichbehand­
lung zu erreichen? Sehen wir uns die drei häufigsten 
männlichen Berufsbenennungen auf -mann einmal 
näher an. 

, '. ~t ~ ' - •, t !!Jt" R l ~ 
K1 1 i~ 

Ar ff~ Entsp.rechungen. f 
~tot~ 

Das Wort Fachmann wäre leicht zu ersetzen, 
denn Fachberater/in, Sachverständige/r oder Fach­
kraft täten mit neuer bzw. zusätzlicher Funktion die 
gleichen Dienste wie Fachmann. In der Alltagsspra­
che hat sich in den letzten Jahren jedoch Fachfrau 

~l 
~ mehr und mehr durchgesetzt, so daß ein Wortpaar 'P' füchfc,ui--n ,1, offizielle Berufsbezeichnung 

• , o~hne weiter:~entkbar z~-~ ~ ~ 
.~ R~~t ' t( , 

-~rw ~ -:~· ~ , - ~ ~~ .1 
Wie bei den Ernährungsberufen, wo dem Salat- -~ JJ 

mädchen nicht der *Salatjunge, sondern der Salat- zu Kaufmann gibt es zwar keine Synonyme wie 
koch entspricht und der Kalten Mamsell (sie!) der Fachkraft zu Fachmann/-frau, doch ist die Benen-
Kaltspeisenkoch, sind z.B. die wenigen männlichen nung Kauffrau schon seit Jahren im Handelsregister 
Entsprechungen zu den Komposita auf -frau in den als offizieller Sprachgebrauch zu beobachten. Die 
Reinigungsberufen nicht etwa Komposita auf behördliche Sprachregelung des Bundesministeriums 
-mann, sondern ganz andere, sich von den weibli- für Bildung und Wissenschaft (BMBW)21 , in den 
chen Berufsbenennungen distanzierende Wortbil- Texten von Ausbildungsordnungen ab Sommer 
dungen wie Aufwäscher neben Abwaschfrau, Spüler 1979 offiziell die weiblichen Entsprechung von 
neben Spülfrau, Aufwärter neben Aufwartefrau und Kaufmann als Kauffrau und von -fachmann als 
prestigebewußte Komposita auf -reiniger wie Fen- -fach/rau einzuführen, war deshalb sprachlich sinn-
ster- und Gebäudereiniger neben der großen Gruppe voll und bedeutete einen großen Fortschritt in Rich-
von Komposita wie Reinemachefrau, Putzfrau etc. tung sprachliche Gleichbehandlung von Männern 

Im Gegensatz zu den Berufsbenennungen der und Frauen. 

Frauen sind es auf der männlichen Seite also weni- - t t1 ~ 1 ~ ~ i J 
ger deutlich ges-:hlechtsmarkierte Benennungen. Nur )' 1· ,._ ~r-
die Frauen müssen sich als Frauen mit der „ruhm- 1 , • 

losen" Tätigkeit sprachlich voll identifizieren. Eine ·;,..; _1 • 

Funktion der Berufsbenennungen auf -frau scheint 
deshalb die Demütigung der Frau und ihres Ge­
schlechts zu sein. 

Es fehlen im Sytematischen Verzeichnis von 
197 5 die Benennungen Hausfrau, was durch die Be­
rufsdefinition als „auf Erwerb gerichtete [ ... ] Ar­
beitsverrichtungen" (S. 11) gerechtfertigt wird, und 
die aus Handelsregistern schon seit vielen Jahren 
bekannte Benennung Kauffrau, wozu es m.E. keine 
Rechtfertigung gibt. 

1 
Wie oft also die zahlreichen Komposita auf 

-mann Prestigeberufe wie (-)Amt-, -fach- und(-)Kauf­
mann bezeichnen, so deprimierend häufig sind Korn-

Bei einer nur in Behörden verwendeten Berufs­
benennung wie Amtmann sollte jedoch aus der jetzt 
geltenden androzentrischen Groteske A mtmännin 
nicht unbedingt * Amtfrau gemacht werden. Es wäre 
sicher kein Verlust, die Bezeichnung Amtmann 
durch behördliche Regelung abzuschaffen und zu 
ersetzen durch eine im Wortfeld dieser Berufsbenen-
nungen sinnvolle Bezeichnung wie Hauptinspektor/ 
in, die vom Feudalistisch-Patriarchalischen nicht so 
,,belastet" ist wie der Amtmann 22 . 

Zum Abschluß sollen die beiden Sprachregelun­
gen des BMBW genannt werden, die als alte und als 
neue Regelung direkt auf Berufsbenennungen bezug 
nehmen. Während in der alten von 1976 das BMBW 
noch bestimmte, daß in den Texten von Ausbil­
dungsordnungen die maskuline Form der Berufs­
benennung als neutral verstanden werden soll -
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„weibliche Berufsbezeichnungen sollten daher nicht 
verwendet werden" heißt es23 - fordert die Sprach­
regelung von 1979 (vgl. Anm. 21) im Sinne sprach­
licher Gleichbehandlung die Nennung beider For­
men, der männlichen und der weiblichen. 

Diese Anweisung des BMBW, in allen neu zu ord­
nenden Ausbildungen ab sofort die männliche und 
weibliche Berufsbezeichnung in die Ausbildungsord­
nungen aufzunehmen, wird vom BMBW in seiner 
Pressemitteilung vom 27.7.1979 als „Beitrag zur 
Verbesserung der Berufswahlchancen für Frauen" 
verstanden und folgendermaßen begründet: ,,Die 
Einführung weiblicher Berufsbezeichnungen ver­
bessert die Information über Berufsmöglichkeiten 
für Frauen und leistet somit einen Beitrag zur Chan­
cengleichheit von Frauen in der Ausbildung und im 
Beruf" (vgl. Anm. 21). 

Eine entsprechende sprachliche Änderung mußte 
auch das Bundesinstitut für Berufsbildung in Berlin 
für das neue Verzeichnis der anerkannten Ausbil­
dungsberufe von 1980 erarbeiten. Schon im Jahre 
1979 wurden nach dieser ministeriellen Sprachrege­
lung acht neue Ausbildungsordnungen im Bundes­
gesetzblatt veröffentlicht, die nach der männlichen 
auch die weibliche Form der Berufsbenennung auf­
führen. So war es im August 1979 die „ Verordnung 
über die Berufsausbildung zum Hauswirtschafter/ 
zur Hauswirtschafterin" (Bundesgesetzblatt Nr. 52) 
und im Dezember 1979 die „ Verordnung über die 
Berufsausbildung zum Schiffahrtskaufmann/zur 
Schiffahrtskauffrau" (Bundesgesetzblatt Nr. 76). Im 
Text dieser Ausbildungsordnungen heißt es jedoch 
immer noch im Sinne der alten männerorientierten 
Sprachideologie „Der Auszubildende ... er", obwohl 
hierzu die Pluralform geschlechtsneutral gewesen 
wäre ( vgl. meine Tabelle 3 ). 

Nicht nur diese Gesetzestexte, sondern vor allem 
auch die Berufsberatungstexte der Bundesanstalt für 
Arbeit in Nürnberg sollten so bald wie möglich über­
arbeitet werden, um sprachlich dem Gleichbehand­
lungsprinzip der EG-Richtlinie vom 9. Februar 1976 
und unserem Grundgesetz zu entsprechen, wo es 
heißt, daß niemand „wegen seines Geschlechtes[ ... ] 
benachteiligt oder bevorzugt werden" darf. Ein 
Ignorieren von Frauen in der Gesetzessprache und in 
der Sprache von Behörden ist eine Benachteiligung 

und damit verfassungswidrig. ·,:'· t•~·' 
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Anmerkungen mit Literatur 

Richtlinie des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirk­
lichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Män­
nern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäfti­
gung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg 
sowie in bezug auf die Arbeitsbedingungen. - Diese 
Richtlinie ist für alle Länder der Europäischen Gemein­
schaft verbindlich, d.h. Gesetz. 
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2 Gemeint ist hier GG Art. 3 (3): ,,Niemand darf wegen 
seines Geschlechtes [ ... ] benachteiligt oder bevorzugt 
werden." 

3 Die Idee von „sprachlichen Asymmetrien" verdanke ich 
vor allem der Lektüre des Buchs von Marina Yaguello: 
Les mots et !es femmes. Paris: Payot, 1978. Yaguello 
unterscheidet zwischen grammatischen Aysmmetrien, 
z.B. Kongruenzerscheinungen wie „le professeur ... eile" 
und semantischen Asymmetrien, z.B. Wortbildungen des 
Wortpaars mere ,Mutter' und pere ,Vater' zu commere 
,Klatschweib' mit negativer und compere ,Kamerad' mit 
vorwiegend positiver Bedeutung (vgl. S. 118-139 und 
141-147). 

4 Bürgerliches Gesetzbuch. Mit Einführung von Karl La­
renz. 24. Aufl. Stand 1.10.1979 unter Berücksichtigung 
der am 1.1.1980 in Kraft tretenden Änderungen. Beck­
Texte, dtv. 1980. Texte des Zivilgesetzbuchs der DDR 
werden in einer späteren Arbeit berücksichtigt. 

5 Exemplarisch seien hier genannt: Brunner, Otto u.a. 
(Hrsg.): Geschichtliche Grundbegriffe. Stuttgart: Klett, 
1972 ff. (bisher Bd. 1, Bd. 2 und Bd. 4) und Conze, 
Werner (Hrsg.): Sozialgeschichte der Familie in der Neu­
zeit Europas. Stuttgart: Klett, 1976. Elterliche Gewalt 
wird in Brunner Bd. 2 zwar von Dieter Schwab im 
Artikel zum Begriff Familie erörtert (S. 295-298), dabei 
aber wenig auf die entscheidende Bedeutungsverände­
rung hinsichtlich der Beteiligung der Mutter verwiesen. 
Der Artikel zum Begriff Familie schließt somit auch mit 
der Bemerkung, daß es „keine deutlichen begriffsge­
schichtlichen Zäsuren" gebe (s. 301); vgl. auch die z.T. 
deutlich androzentrischen Artikel Autorität, Brüderlich­
keit (kein Wort zur begrifflichen Leerstelle Schwester­
lichkeit), Emanzipation (mit dem Titel zu Teil 3: 
,,Frauenemanzipation und Emanzipation des Fleisches") 
und Gleichheit. Trotz Werner Conzes diesbezüglicher 
Kritik (S. 11} wird in Conze 1976 der rechtsideologi­
sche Aspekt fast völlig vernachlässigt und damit eine 
ideologiegeschichtliche Darstellung der z.T. gesetzesbe• 
dingten patriarchalischen Vaterrolle vermieden. 

6 Motive zu dem Entwurf eines Bürgerlichen Gesetzbuches 
für das Deutsche Reich. Band IV. Familienrecht. Amt­
liche Ausgabe. Berlin: Guttentag, 1888. 

7 Von den BGB-Kommentaren von Otto Palandt, er­
schienen im Beck-Verlag, München, wurden vor allem 
die Ausgaben von 1967 (26. Aufl.), 1976 (35. Aufl.) 
und 1980 (39. Aufl.) verwendet. 

8 Wolfgang Kilian: Entscheidungstheoretische Struktu­
rierung rechtsdogmatischer Argumentation. In: Hans 
Brinkmann und Klaus Grimmer (Hrsg.): Rechtstheo­
rie und Linguistik. Kassel, 1974, S. 52-72 (Zitat S. 67). 

9 Gleichberechtigungsgesetz. Kommentar von Hildegard 
Krüger, Ernst Breetzke, Kuno Nowack. München: 
Beck, 1958, S. 15. , 

10 Vgl. Motive SS 1282 ff. und BGB 1980 SS 1416 und 
1421. Zum theoretischen Rahmen schreibt Lubomir 
Drozd: ,,Ein Fachwort ist wie jedes andere Wort stets 
imstande, einen neuen Begriffsinhalt mit derselben 
Form zu bezeichnen." In: Muttersprache 88. 1978, S. 
204. 

11 Im Allgemeinen Landrecht für die Preußischen Staaten 
von 1886 heißt es im § 228: ,,Wenn eine Tochter, unter 
ertheilter oder vom Richter ergänzter Einwilligung des 
Vaters heirathet, so hört die väterliche Gewalt über sie 
auf." S 230 lautet: ,,Eine unverheirathete Tochter kann, 
auch wenn sie großjährig ist, nicht anders, als durch aus­
drückliche Erklärung, der väterlichen Gewalt entlassen 
werden." 

1 la Erna Scheffler: Die Stellung der Frau in Familie und 
Gesellschaft im Wandel der Rechtsordnung seit 1918. 
Frankfurt: Metzner, 1970, S. 22. Einen neuen Überblick 
über die Gesetzesreformen bietet Anneliese Cuny: Fa­
milienrecht im Wandel. In: Informationen für die Frau, 
1980 Heft 5, 3-9. 
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12 Kritik hierzu u.a. in Els Oksaar: Sprache als Problem 
und Werkzeug der Juristen. In: Archiv für Rechts- und 
Sozialphilosophie 53.1967, 91-132 (S. 95 ). 

13 RMBliV = Reichsministerialblatt der inneren Verwal­
tung. 

14 GMBl = Gemeinsames Ministerialblatt. 
15 Walter Henzen: Deutsche Wortbildung, 3. durchg. und 

erg. Aufl. Tübingen: Niemeyer, 1965, S. 116. 
16 Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Klassifizierung der Be­

rufe. Systematisches und alphabetisches Verzeichnis der 
Berufsbenennungen. Ausgabe 19 7 5. Stuttgart: Kohl­
hammer, 1975, S. 11. 

17 Fritz Molle: Wörterbuch der Berufs- und Berufstätig­
keitsbezeichnungen. 2. überarb. Aufl. Wolfenbüttel: 
Grenzland, 197 5. 

18 Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz (Hrsg.): Wirt­
schaftliche, soziale und berufliche Gliederung der Er­
werbstätigen in Rheinland-Pfalz 1970. Bad Ems, 1974. 

19 Bundesanstalt für Arbeit (Hrsg.): Frauen und Arbeits­
markt. Nürnberg, 1976, S. 21. 
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20 Im Wortregister von Els Oksaar: Berufsbezeichnun­
gen im heutigen Deutsch. Düsseldorf: Schwann, 1976, 
findet sich unter den Stichwörtern Putzfrau und Raum­
pflegerin die höchste Zahl der Seitenverweise (S. 256). 
Sprachliche Aufwertung wird, ob wissenschaftlich wie 
bei Oksaar oder aber im Karnevalswitz, besonders gern 
mit diesen beiden Beispielen weiblicher Berufsbezeich­
nungen belegt. Nach dem Verzeichnis des SBA scheint 
mir jedoch die sprachliche Aufwertung in den Berufs­
gruppen Gästebetreuer, Hauswirtschaftliche und Reini­
gungsberu Je gerade bei den männlichen Berufsbezeich­
nungen zu überwiegen, dagegen die sprachliche Abwer­
tung bei den weiblichen. 

21 Pressemitteilung des Bundesministeriums für Bildung 
und Wissenschaft vom 27.7.1979 „Kein Männermono­
pol mehr bei Berufsbezeichnungen". 

22 Sehr übersichtlich ist hierzu die Tabelle in UNI 10.1979, 
S. 20-21, von der Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg. 

23 Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 
(Hrsg.): Ausbildungsordnungen nach S 25 Berufsbil­
dungsgesetz. Schriftenreihe Berufliche Bildung 3.1976. 
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Richtlinie 76/207 EWG 
des Rates vom 9.2.1976 zur Verwirklichung des 
Grundsatzes zur Gleichbehandlung von Männern 
und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäfti­
gung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Auf­
stieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen 
(ABL.L 39, S. 40) 
lautet in den für das Urteil des EuGH vom 10.4.84 
(s.u.) einschlägigen Vorschriften wie folgt: 

Artikel 1 
(1) Diese Richtlinie hat zum Ziel, daß in den Mitglied­
staaten der Grundsatz zur Gleichbehandlung von Män­
nern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäf­
tigung, einschließlich des Aufstiegs, und des Zugangs 
zur Berufsbildung sowie in Bezug auf die Arbeitsbedin­
gungen und in bezug auf die soziale Sicherheit unter den 
in Absatz 2 vorgesehenen Bedingungen verwirklicht wird. 
Dieser Grundsatz wird im folgenden als ,Grundsatz der 
Gleichbehandlung' bezeichnet. (. .. ) 
Artikel 2 
(1) Der Grundsatz der Gleichbehandlung im Sinne der 
nachstehenden Bestimmungen beinhaltet, daß keine un­
mittelbare oder mittelbare Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts - insbesondere unter Bezugnahme auf den 
Ehe- oder Familienstand - erfolgen darf. (. . .) 
Artikel 3 
(1) Die Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehand­
lung beinhaltet, daß bei den Bedingungen des Zugangs -
einschließlich der Auswahlkriterien - zu den Beschäfti­
gungen oder Arbeitsplätzen ... keine Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts erfolgt. (. . .) 
Artikel 6 
Die Mitgliedstaaten erlassen die innerstaatlichen Vor­
schriften, die notwendig sind, damit jeder, der sich we­
gen Nichtanwendung des Grundsatzes der Gleichbehand­
lung ... auf seine Person für beschwert hält, ... seine 
Rechte gerichtlich geltend machen kann.(. . .) 
Artikel 9 
(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um die­
ser Richtlinie nachzukommen. (. .. ) 

Urteil mit Anmerkung 
EuGH, § 611 a BGB, Richtl. 76/207 /EWG 
Mehr als Porto 
f 611 a BGB ist dergestalt auszulegen, daß die Sank­
tion für einen Verstoß gegen das Diskriminierungs­
verbot eine abschreckende Wirkung gewährleistet 
und zu dem erlittenen Schaden in einem angemes­
senen Verhältnis steht. 
Urteil des EuGH vom 10.4.1984 - 79/83 -

Aus dem Sachverhalt: 
Die Klägerin des Ausgangsverfahrens schloß im Oktober 

198 0 ihr Studium der Betriebswirtschaftslehre mit der Prü­
fung als Diplom-Kauffrau ab. Am 24. Januar 1981 erschien 
in der Zeitung „Die Welt" eine Stellenanzeige der Beklagten 
des Ausgangsverfahrens, in der sie leistungsbereiten Hoch­
schulabsolventen der Wirtschaftswissenschaften „das 
Sprungbrett für eine Managerkarriere" bot. 

Die Klägerin bewarb sich mit Schreiben vom 28. Januar 
1981 für die ausgeschriebene Position. Mit Schreiben vom 
3. Februar 1981 teilte der Geschäftsführer der Beklagten ihr 
unter Rücksendung der Bewerbungsunterlagen mit, daß für 
diese Position nur männliche Bewerber in Betracht kämen. 
Die allgemein gute Qualifikation der Klägerin wurde nicht 
in Zweifel gezogen. 

Mit ihrer am 26. Februar 1981 beim Arbeitsgericht 
Hamburg eingegangenen Klage hat die Klägerin beantragt, 
die Beklagte zur Einstellung der Klägerin, hilfsweise zur 
Leistung von Schadensersatz in Höhe von 12.000 DM und 
äußerst hilfsweise zur Leistung von Schadensersatz in Höhe 
von 2,31 DM zu verurteilen. 

Das Arbeitsgericht Hamburg ist der Auffassung, daß im 
vorliegenden Fall eine Diskriminierung im Verfahren der 
Einstellung vorliege. Nach Ansicht des Arbeitsgerichts ist 
die Umsetzung der Richtlinie 76/207 in staatliches Recht 
bisher nicht erfolgt. Die mit dieser Richtlinie verfolgte 
Gleichstellung könne nur erreicht werden, wenn zwingende 
Rechtsfolge einer Diskriminierung bei der Auswahl von Be­
werbern der Ersatz des positiven Interesses sei, d.h. ein 
Anspruch auf Einstellung oder als Sanktion ein der Höhe 
nach erheblicher Schadensersatzanspruch. Im Falle der 
Diskriminierung bei der Einstellung habe zwar das Gesetz 
über die Gleichbehandlung von Männern und Frauen am 
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